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Mit Klarheit und Vehemenz gegen die Ursachen der Angst

Zur Einleitung

“Wenns stürmt und regnet, spricht man von Schietwetter. Und sobald die
Temperaturen über Null steigen, werden fröhlich die Cabrio-Dächer aufgeris-
sen. Das nenne ich Grundoptimismus. Deshalb glaube ich, dass Hamburg bei
der Lösung der Probleme in unserem Land Vorreiter und Vorbild sein kann.
Denn unser Hauptproblem ist doch nicht, dass wir so große Probleme haben
- wir jammern immer noch vergleichsweise auf hohem Niveau -, sondern dass
wir so viel Angst vor Problemen und potenziellen Problemen haben.”

Dr. Mathias Döpfner, Vorstandsvorsitzender des Axel Springer Verlages,
anläßlich des 16. Neujahrs-Empfanges des “Hamburger Abendblattes”

zum Thema “426 Begriffe für Angst - Hamburg wird das Nötige tun...”

Des Senators Wünsche

Davon träumt der Hamburger Wissenschaftssena-
tor Jörg Dräger: Hamburg als Vorreiter eines “mo-
dernen” Hochschulsystems. Seine Vorstellungen von
einem solchen lassen sich relativ schnöde zusammen-
fassen: Hochschulen als regionaler “Standortfaktor”
für die Profitmehrung der ortsansässigen Großunter-
nehmer, als “Forschungsdienstleister” mit Ergebnis-
sen just-in-time zur unmittelbaren Verwertbarkeit,
als Produktionsstätte von “Humankapital”, das sind:
fachidiotische Hochschulabsolventen, die sich willig
billig als Arbeitskraft feilbieten. In diesem Konzept
der Marktkonformität hat Orientierung der wissen-
schaftlichen Tätigkeit, von Forschung, Lehre und Stu-
dium an der Überwindung “relativ kleiner” Probleme,
wie Massenarbeitslosigkeit, sozialem Elend, Umwelt-
zerstörung, Kriegen in aller Welt keinen Platz.

“Hochschulmodernisierungsgesetz” und “Dohnanyi-
Kommission” Mit zwei Kernprojekten hat Sena-
tor Dräger dieses Programm in Form gegossen.
Mit dem “Hochschulmodernisierungsgesetz”, einer
Änderung also des Hamburgischen Hochschulge-
setztes, und mit der “externen Beraterkommission”
auch “Dohnanyi-Kommission” genannt, eine dieser
berüchtigten “Experten”-kommissionen, die den poli-
tisch Verantwortlichen die Aufgabe abnehmen, Maß-
nahmen zur neoliberalen Umstrukturierungen in allen
nur möglichen gesellschaftlichen Bereichen selbst zu
entwickeln. Das “Hochschulmodernisierungsgesetz”
ist inzwischen verabschiedet und beinhaltet diver-

se “Disziplinierungsmaßnahmen” und Restriktionen
zur Einschränkung eigenverantwortlicher Studienge-
staltung, die Verschlechterung der sozialen Lage der
Studierenden mittels Studiengebühren, die Schaffung
einer Zweiklassen-Bildung durch Bachelor/Master als
Regelabschlüsse, Beschränkungen des Hochschulzu-
gangs und verschärfte Exmatrikulationsbedingungen,
die Einschränkung freier Forschung durch Sanktionen
für Lehrende und die Marginalisierung inneruniver-
sitärer Gremien bei gleichzeitiger Übertragung von
Entscheidungskompetenzen an nicht demokratisch le-
gitimierte externe Personen und Institutionen. Die Er-
gebnisse der Dohnanyi-Kommission hat der Rechtsse-
nat übersetzt in sogenannte Leitentscheidungen. Die
sehen unter anderem vor: die Zerschlagung der Uni-
versität in eigenständige Fakultäten“, die weitere Re-
duzierung und Beschränkung der universitären Selbst-
verwaltungsgremien, die Absenkung der Zulassungs-
zahlen und die Beschränkung des Zugangs zum wis-
senschaftlichen Studium (Diplom/Magister/Master)
zu Gunsten der pseudowissenschaftlichen Bachelor-
Kurzzeitsstudiengänge.

Jammern auf hohem Niveau

Über die Wissenschaftspolitik des Rechtssenats
wird aus den Hochschulen, insbesondere von den Stu-
dierenden, aber auch von den Gremien der univer-
sitären Selbstverwaltung, reichlich “gejammert”. Auf
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hohem Niveau? Allerdings. In der Kritik an herrschen-
der Hochschulpolitik ist der Anspruch einer Wissen-
schaft und Bildung entwickelt, die darauf orientiert,
daß die in Wissenschaft Tätigen in kritischer Aneig-
nung der Welt in die Lage versetzt werden, ihre eige-
nen verallgemeinerbaren Interessen zu erkennen und
diese gesellschaftlich wirksam werden zu lassen. Das
höchste Gremium der Universität hat eine Grundord-
nung verabschiedet, in der es heißt: “Im Bewusstsein
ihrer wechselvollen und widersprüchlichen Geschich-
te stellt sich die Universität Hamburg in die Traditi-
on demokratischen Engagements und humanistischer
Aufklärung. Wissenschaftliche Kooperation, demokra-
tische Entscheidungsfindung und allgemeiner gesell-
schaftlicher Nutzen der Wissenschaften sind der Uni-
versität und ihren Mitgliedern Aufgabe und Verpflich-
tung. Die Universität Hamburg verpflichtet sich, Leh-
re und Studium im Hinblick auf Entwicklungen in
Gesellschaft, Wissenschaft und Kultur, Veränderun-
gen in der Berufswelt sowie Folgen von Wissenschaft
und Technik zu überprüfen und weiterzuentwickeln.
Freiheit und Kooperation in der Erarbeitung und An-
eignung von Wissen sollen Grundlage der Studien-
reform sein. Die Durchlässigkeit, Sozialverträglich-
keit, Transparenz und gesellschaftliche Verantwortung
sind Grundsätze der Gestaltung von Studiengängen.”
In diesem humanistischen Wissenschaftsverständnis
steckt also reichlich mehr verallgemeinerungswürdige
Substanz als in dem marktunterwürfigen Technokra-
tismus eines Drägers.Diese positive Qualität muß wei-

terentwickelt, näher fundiert und offensiver gegen die
Politik des Rechtssenates zur Geltung gebracht wer-
den.

Von der Angst zur Solidarität

Entsprechend besteht bei den Hochschulmitglie-
dern allerdings reichlich “Angst vor Problemen und
potentiellen Problemen” angesichts der Politik des
Rechtssenats. Denn Angst ist, rational betrachtet,
nichts anderes ein emotionaler Gradmesser für be-
drängende Bedingungen, zu denen auch gehört, daß
die Aussichten für eine positive individuelle Entwick-
lung im gesellschaftlichen Zusammenhang - vorsich-
tig formuliert - unsicher sind. Zu dieser Unsicher-
heit trägt Dräger mit seiner Hochschulpolitik im dop-
pelten Sinne bei: sowohl, weil individuelle Qualifizie-
rungsmöglichkeiten als Erweiterung kritischer Hand-
lungsfähigkeit eingeschränkt werden sollen, als auch,
weil die Hochschulen mit der Profitorientierung zur
Verschärfung bestehender gesellschaftlicher Proble-
me beitragen statt sie zu lösen. Wer allerdings seine
Befürchtungen kritisch gegen die Ursachen dieser ne-
gativen Bewertung wendet, kann entdecken, daß sich
andere in derselben Lage befinden, die man gemein-
sam erkennen und verändern kann. Die Ursachen wol-
len wir mit der vorliegenden Broschüre näher beleuch-
ten und so die Möglichkeit geben, sich für den solida-
rischen Kampf gegen den Rechtssenat und für eine
soziale Politik zu qualifizieren.
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Ganz Rechtssenat
Zum Senatskonzept “Metropole Hamburg: Wachsende Stadt”

Die Politik des CDU/Schill-Partei/FDP-Senats ist auf
die Zurichtung der ganzen Stadt gemäß den Verwer-
tungsanforderungen international agierender Kapital-
anleger gerichtet. Um in deren Interesse Hamburg als
Wirtschaftsstandort zu stärken, soll die Stadt ein Un-
ternehmen werden, das Investoren beste Infrastruk-
tur, ,hochqualifizierte’, aber unkritische Angestellte
und ,Sicherheit’ bietet.

Die Einnahmen
Die Politik des

CDU/Schill-Partei/FDP-
Senats ist auf die

Zurichtung der ganzen
Stadt gemäß den

Verwertungsanforderungen
international agierender
Kapitalanleger gerichtet

dieses ,Unterneh-
mens Hamburg’
versucht der Senat
durch Zuzug gut
auszubeutender
und finanzstarker
Bevölkerungsteile
abzusichern, weil
Unternehmens- ,

Gewinn- und Vermögensbesteuerung weiter abge-
senkt werden sollen. Um dies zu erreichen, hat der
Senat ein Konzept erarbeitet, genannt “Leitbild:
Metropole Hamburg - Wachsende Stadt”. Hierin
werden Richtlinien zur Umgestaltung aller Bereiche
gesellschaftlichen Lebens in Hamburg formuliert:
Nicht allein klassisch-konservative Infrastrukturmaß-
nahmen (von der Vergabe staatlicher Subventionen
für nicht oder kaum beschäftigungswirksame Wirt-
schaftsprojekte bis zum Straßenbau), sondern auch
die Berücksichtigung “weicher Standortfaktoren” aus
den Bereichen Kultur, Bildungs-, Gesundheits- und
Sozialpolitik sowie die Gestaltung des öffentlichen
Raumes sollen dem Kapital dienen.

Ohne jede argumentative Begründung ist immer die
Grundannahme dieser Politik gesetzt, dass die inter-
nationale Konkurrenz von Standorten nicht nur real
vorhanden, sondern vor allem umfassend, ,gut’ und
unveränderbar sei.

Als Metropole
Ohne jede argumentative
Begründung ist immer die
Grundannahme gesetzt,
dass die internationale

Konkurrenz von
Standorten nicht nur real
vorhanden, sondern vor

allem umfassend, ,gut’ und
unveränderbar sei.

des Wachstums soll
Hamburg daher
“high-potentials”
aus aller Welt
anziehen, die
leicht qualifizier-
bar oder schon
hochqualifiziert
sind. Sie sollen
mit ihren Steuern
das Staatssäckel füllen oder als an den Standort
Hamburg gebundene Elite weltweit die Interessen

hiesiger Konzerne vertreten. Internationale Koopera-
tion Hamburgs nach Geschmack des Rechtssenates
wird dabei zu einer Form imperialistischer Ausbeu-
tungspolitik ohne (direkten) Einsatz militärischer
Mittel. Um die internationale Elite “anzuwerben”
und auf Kapitaldevotion zu trimmen, wird den
Schulen und Hochschulen eine besondere Bedeutung
zugemessen. Völlig beabsichtigt ist dabei, dass diese
Hochqualifizierten dann anderen Orts - ob in Ost-
deutschland oder Indien - zur Entwicklung humaner
Lebensbedingungen fehlen, denn Verelendung ist
Teil des Programms. Nur die Wachstumsmetropole
Hamburg hätte man gerne frei von sichtbarem
Elend: Deshalb sollen durch Restriktionen, die von
Abschiebungen bis zu unsozialer Wohnungs- und
Arbeitsmarktpolitik reichen, Erwerbslose aus dem
Stadtstaat ferngehalten werden; solange dies nicht
vollständig greift, werden einige Projektchen zwecks
“Befriedung” sozialer Probleme proklamiert, jedoch
nicht einmal realisiert. Die insgesamt verschärfte
Ungleichheit zwischen Arm und Reich bricht sich
auch durch wachsende Kleinkriminalität bahn - und
wird mit zunehmender Polizeigewalt beantwortet.

Bildung und Wissenschaft nehmen zur Durchset-
zung all dessen aus Sicht des Rechtsenats eine zen-
trale Rolle ein: Die Hochschulen sollen anziehend
für die gewünschte Elite sein. Und sie sollen gleich-
zeitig für die festgelegten sechs Schwerpunkberei-
che der Wirtschaftspolitik (“Hafen/Logistik”, “Life-
Siences”, “Welthandel/China” (sic!), “IT/Medien”,
“Luft-/Raumfahrt”, “Nanotechnologie”) qualifizier-
tes Personal und Dienstleistungen in Form kulturel-
ler oder sprachlicher Kenntnisse ebenso wie staatlich
finanzierte, verwertbare Forschungsleistungen produ-
zieren. Die kapitalkonforme Verwertung von Men-
schen und Kenntnissen wird deshalb als entscheiden-
de Maßgabe der Hochschulentwicklung mit viel Druck
eingefordert: Mittels finanzieller Erpressung, Senats-
dekreten und gesetzlichen Maßnahmen, aber auch
durch hohen kulturellen und politischen Druck über
Medien, Rankings, Drittmittelfinanzierung und “Be-
ratung” durch arbeitgebernahe Stiftungen.

Dabei ist die grundlegende ideologische Setzung
eine neoliberale: Gesellschaftliche Verhältnisse, ins-
besondere ihre wirtschaftlichen Grundlagen, gelten
als nicht planbar, lenkbar und zu Gunsten aller
veränderbar. Vielmehr sei die wirtschaftliche Entwick-
lung natürlich und der Erkenntnis und darauf basie-
render menschlicher, gestaltender Kooperation entzo-
gen. Jedes vernunftgeleitete Eingreifen und Regulie-
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ren der Menschen würde diesen natürlichen Kreislauf
stören.

Die eigene
Die eigene Politik der
Verwertungszurichtung

will der Senat daher nicht
als die dirigistischen

Eingriffe in
gesellschaftliches Leben

verstanden wissen, die sie
sind.

Politik der Verwer-
tungszurichtung
will der Senat
daher nicht als
die dirigistischen
Eingriffe in gesell-
schaftliches Leben
verstanden wissen,
die sie sind. Statt
dessen verkauft er sie als notwendige Anpassung des
städtischen Lebens an quasi-natürliche Rahmenbe-
dingungen. Die Menschen sollen zwar qualifiziert
genug sein, “rational” im Sinne der Profitoptimie-
rung zu handeln, sie sollen jedoch nicht in der Lage
sein, ihre eigenen Lebensbedingungen umfassend zu
verstehen und zu gestalten.

Deshalb will der Senat alle praktischen Errungen-
schaften humanistischer Aufklärung in der Stadt eli-
minieren. Die Menschen sollen nichts mehr über ih-
re tatsächliche Geschichte, gesellschaftliche Lage und
Möglichkeiten der Verbesserung der Lebensbedingun-
gen erfahren. Diesem Ziel dienen die geplanten massi-
ven Kürzungen in den gesellschaftswissenschaftlichen
Fächern, die Einsparungen bei sozialen Leistungen
des Studentenwerkes, die Ausrichtung aller übrigblei-
benden Fächer auf verwertungskonforme Inhalte ver-
mittels Konkurrenz um knappe Mittel, die angestreb-
te Abwicklung der gewerkschaftsnahen Hochschule
für Wirtschaft und Politik, die geplanten Schließun-
gen oder die massiven Kürzungen bei Geschichts-
werkstätten, Einrichtungen der Stadtteilkultur, dem
Institut für die Geschichte der Deutschen Juden,
der Forschungsstelle für Zeitgeschichte (Schwerpunk-
te: Geschichte des ,Nationalsozialismus’, der Arbeiter-
bewegung und des Antisemitismus) und dem Institut
für Friedensforschung und Sicherheitspolitik.

Gerade in diesem umfassenden Abwicklungspro-
gramm jedoch wird das große humanistische Potenti-
al der Hochschulen deutlich: Gelänge es, bereits ent-
wickelte Fähigkeiten und Erkenntnisse zum Verstehen
und Verändern der Lebensbedingungen der Menschen
kooperativ und solidarisch weiterzuentwickeln und
einzusetzen, wäre es möglich, die weltweite zerstöreri-
sche Ausbeutung von Mensch und Umwelt durch den
Menschen zu überwinden. Die gesellschaftliche Min-
derheit, für die der Hamburger Senat seine Politik
macht, hat daran kein Interesse.

Gelänge es,
Gelänge es, bereits

entwickelte Fähigkeiten
und Erkenntnisse zum

Verstehen und Verändern
der Lebensbedingungen

der Menschen kooperativ
und solidarisch

weiterzuentwickeln und
einzusetzen, wäre es

möglich, die weltweite
zerstörerische Ausbeutung
von Mensch und Umwelt
durch den Menschen zu

überwinden. Die
gesellschaftliche

Minderheit, für die der
Hamburger Senat seine
Politik macht, hat daran

kein Interesse.

bereits entwickelte
Fähigkeiten und
Erkenntnisse zum
Verstehen und
Verändern der
Lebensbedingun-
gen der Menschen
kooperativ und
solidarisch weiter-
zuentwickeln und
einzusetzen, wäre
es möglich, die
weltweite zerstöre-
rische Ausbeutung
von Mensch und
Umwelt durch
den Menschen zu
überwinden. Die
gesellschaftliche
Minderheit, für die
der Hamburger Senat seine Politik macht, hat daran
kein Interesse.
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Der Pöbel - raus aus der Universität
Zur Debatte um Eingangstests, Auswahlverfahren und “Begabung”

Im Rahmen der aktuellen neoliberalen Deformierun-
gen der Hochschulen taucht immer wieder die Forde-
rung nach Eignungs- und Eingangstests als Voraus-
setzung zur Zulassung zum Studium auf.

Hochschulen sollten sich ihre Studierenden “selber”
aussuchen können, wie dies auch vom Hamburger
Wissenschaftssenator gewollt und durch seinen ver-
ordnetes Hochschulgesetz ermöglicht wird. Dabei set-
zen die derzeit CDU-geführten Bundesländer Ham-
burg, Sachsen und Baden-Württemberg den Bund zu-
nehmend unter Druck, um den gesetzlichen Rahmen
hierfür zu erweitern. Sollten die gesetzlichen Möglich-
keiten für Auswahlverfahren nicht drastisch erweitert
werden, drohen diese Länder z.B. mit Kündigung des
ZVS-Staatsvertrags1(Grundlage für die bundesweite
Vergabe von Studienplätzen über die ZVS) oder einer
Verfassungsklage2.

Vom Mangel zur “Tugend”

Die Vergabe von Studienplätzen über die ZVS ist
zwar im Grunde selbst auch ein Selektionsverfahren,
im Gegensatz zu den nun vorgesehenen Auswahl-
verfahren ist es jedoch vergleichsweise transparent
und die Studienplatzbewerber werden zumindest auf
Grundlage ihrer Abiturnote und der Wartesemester
formal gleich behandelt. Der entscheidende Unter-
schied zwischen Studienplatzvergabe über ZVS und
universitären Auswahlverfahren ist jedoch ein ande-
rer: Während die ZVS als “Mangelverwaltung” ein-
geführt wurde und somit immerhin ausdrückt, dass
mehr Studienplätze nötig sind, zielen universitäre
Auswahlverfahren darauf ab, einen Teil der Studien-
platzbewerber für nicht “Studiengeeignet” zu dekla-
rieren. Der eigentliche Mangel - die Unterausstattung
der Universitäten und die fehlenden Studienplätze -
wird so verschleiert, die Schuld für eine nicht erfolgte
Zulassung zum Studium dem Einzelnen zugeschrie-
ben.

Begründet wird die Notwendigkeit der Selektion
durch universitäre Auswahlverfahren durch eine an-
geblich unterschiedliche “Begabung” der Studieren-
den.

Dem Konzept der “verschiedenen Begabung” liegt
ein biologistisches Menschenbild zugrunde, nachdem
Menschen vor allem naturgegebene, also unveränder-
liche Fähigkeiten hätten.

Diese Vorstellung blendet das eigentliche mensch-
liche Potential volkommen aus. Nicht als vernunftbe-
gabtes und vor allem entwicklungsfähiges Wesen wird

1Die Zentrale Vergabestelle von Studienplätzes (ZVS) re-
gelt die Zulassung zu den sogenannten ZVS-Fächern, bei denen
bundesweit ein Mangel an Studienplätzen besteht. Die Studi-
enplätze werden auf Grundlage der Abiturnote und der Anzahl
von Wartesemestern vergeben.

2dpa 1.9.2003

der Mensch gedacht. Nicht die Bedingtheit des Men-
schen von seiner sozialen Umgebung und den gesell-
schaftlichen Verhältnissen wird betrachtet. Kein Ge-
danke daran, dass genau diese Verhältnisse verstehbar
und veränderbar sind.

Die Vorstellung
Begründet wird die
Notwendigkeit von
Selektion mit einer

angeblich
unterschiedlichen
“Begabung” der
Studierenden.

von menschlicher
Entfaltung be-
schränkt sich für
den Marktradika-
len im Gärtnern an
individualisierten
(möglichst gut
ausbeutbaren) Un-
gleichheiten, um seinen Platz im großen Räderwerk
einzunehmen. Von kooperativer Praxis zur gemein-
samen Aneignung von Erkenntnis, von solidarischen
Gestaltung der eigenen Lebensverhältnisse und
der hierfür notwendigen und angestrebten sozialen
Gleichheit will er nichts wissen. Sollten die Propheten
der Begabung auf diesem Gebiet unbegabt sein?

“Begabung” woher?
Leistung für wen?

“Allen Ansätzen und Untersuchungen zum Trotz ist
es aber m.W. bis heute nicht gelungen, “Begabung”
unabhängig von beobachtbaren Leistungen bzw. Lei-
stungsunterschieden empirisch zu verifizieren. [...] In
dem Rückgriff auf Begabungsunterschiede als Ursache
von Leistungsunterschieden liegt aber nun gerade ein
Verzicht auf eine weitere Aufhellung der Bedingungen
für ihre Entstehung.” 3.

Objektiv las-
Allen Ansätzen und
Untersuchungen zum

Trotz ist es bis heute nicht
gelungen, “Begabung” als

eigenständige bzw.
unabhängige Größe

empirisch zu verifizieren.

sen sich durch-
aus individuelle
“Leistungs”-
unterschiede
feststellen, denn
Leistung ist in
diesem Zusam-
menhang nichts

anderes als das möglichst rasche Erfüllen der von
außen gesetzten Maßstäbe. Die geeignete Grund-
lage hierfür sind zum einen individuell erworbene
Vorkenntnisse und zum anderen der Wille, sich den
Leistungsmaßstäben zu unterwerfen, statt diese in
Frage zu stellen.

Dementsprechend ist das eigentliche Grundprinzip
der Auswahlverfahren also “Leistungsstarke rein” -

3Prof. Morus Markard FU Berlin in Forum Wissenschaft
1/98
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“Leistungsschwache raus”.
Wissenschaftlich

Die nebulöse “Begabung”
kommt, im Gegensatz zu
dieser Erkenntnis, grade

recht, um soziale
Ungleichheiten in
Gesellschaft und
Hochschule zu

rechtfertigen und weiter zu
reproduzieren.

haltbar ist - im
Gegensatz zum
Begabungsbegriff
- lediglich der, ei-
gentlich allgemein
bekannte, Zu-
sammenhang von
Erfolg im Bilduns-
wesen und sozialer
Herkunft4. Die

nebulöse “Begabung” kommt, im Gegensatz zu dieser
Erkenntnis, grade recht um soziale Ungleichheiten
in Gesellschaft und Hochschule zu rechtfertigen und
weiter zu reproduzieren.

Grundsätzlich sind derzeit zwei verschiedene Mo-
delle von Auswahlverfahren im Gespräch:

Solche bei denen die allgemeine “Persönlichkeit”
des Bewerbers geprüft wird. Möglich sind z.B. Be-
werbung über ein Studienmotivationsschreiben oder
Bewerbungsgespräche - also einer Gesinnungsprüfung
nicht unähnlich.

Noch einfacher ist das zweite Modell: Der Studien-
bewerber muss durch Tests oder Zertifikate seine fach-
liche Vorab-Qualifikation nachweisen. Die Studieren-
den werden individuell in eine Art Bringschuld ver-
setzt. Sie müssen selbst dafür sorgen den Zulassungs-
anforderungen zu entsprechen. Oft ist dies mit er-
heblichem finanziellen Aufwand verbunden z.B. beim
Erwerb von Zertifikaten in einer Fremdsprache5, wel-
che zur Zulassungsvoraussetzung gemacht wird. Der
staatliche Bildungsauftrag wird privatisiert und auf
den Einzelnen abgewälzt.

Durch die Aufstellung von klaren Verwertungskrite-
rien wird permant “Leistungs”druck ausgeübt. Dieser
bleibt nach Eintritt in die Hochschule weiter beste-
hen und wird beispielsweise durch die geplante Zulas-
sungsquote zum Masterstudium weiter erhöht (vgl.
S.12: BA/MA: Studieren an der kurzen Leine). Die
geforderte “Begabung” ist hierbei Bravheit, die zu er-
bringende Leistung: Anpassung.

Richtig bleibt: Bildung für alle

Auswahlverfahren sind so auf vielfältige Weise un-
mittelbar mit einer Ausrichtung der Hochschulen
als Wirtschaftsdienstleister verknüpft. Demgegenüber
steht nach wie vor der Anspruch auf “Bildung für alle”
im doppelten Sinn: Eine Bildung, die zum einen allen
nutzen soll, nicht im Sinne härterer Ellenbogen für
alle, sondern durch Ausrichtung auf gesellschaftliche
Probleme und gesamtgesellschaftlichen Fortschritt;

4vgl. z.B. PISA-Studie
5Kostenlose Fremdsprachkurse an der Universität wurden

1999 gestrichen

und zum anderen daher auch allen zugänglich und
ermöglicht sein muss.

Für eine höhere Verbundenheit der Studierenden
mit ihrem Stoff ist es unabdingbar, dass sich alle Be-
teiligten gegenseitig als entwicklungsfähig ernstneh-
men und alle Beteiligten kooperativ realen Einfluss
auf die inhaltliche wie methodische Gestaltung des
Studiums haben.

Ein gleichbe-
Für eine höhere

Verbundenheit der
Studierenden mit ihrem
Stoff ist es unabdingbar,
dass sich alle Beteiligten

gegenseitig als
entwicklungsfähig

ernstnehmen und alle
Beteiligten kooperativ
realen Einfluss auf die

inhaltliche wie
methodische Gestaltung

des Studiums haben.

rechtigteres Lehr-
Lern-Verhältnis
und die Orientie-
rung des Stoffes
an den realen und
verallgemeinerba-
ren Interessen der
Studierenden ist
somit die Alter-
native zu Druck
und Selektion über
Auswahlverfahren.

Wer jedoch Stu-
dierende über Aus-

wahlfahren vom Studium ausschließt, scheint diese vor
ihrem - scheinbar irrgeleiteten - Interesse schützen
bzw. davon abhalten zu müssen.

Die Ausbildung hochqualifizierter Arbeitskräfte
birgt das Risiko, dass die tägliche Unterwerfung
im Wissenschaftsbetrieb und darüber hinaus noch
ganz andere gesellschaftliche Zumutungen erkannt,
benannt und bekämpft werden. Dieser Widerspruch
soll durch Auswahlverfahren eingedämmt werden.

“Leistung, deren sog. Träger sich ihrer gesellschaft-
lichen Verantwortung und humaner Möglichkeiten be-
wußt sind, kann nur im Widerstand gegen derartige
Zumutungen und Zurichtungen entäußert werden.”6

6Markard ebd.
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Denken statt bezahlen!
Stand und Perspektiven zur Auseinandersetzung um Studiengebühren.

Am 21. Mai dieses Jahres hat die Bürgerschaft mit
der Koalitionsmehrheit des Rechtssenates das “Hoch-
schulmodernisierungsgesetz” zur Änderung des Ham-
burgischen Hochschulgesetzes (HmbHG) verabschie-
det. Darin ist unter anderem vorgesehen, ab dem Som-
mersemester 2004 von “Bummelstudenten” und Stu-
dierenden mit Wohnsitz außerhalb der “Metropolregi-
on Hamburg” Studiengebühren in Höhe von 500 Euro
pro Semester zu kassieren.

Dem Wissenschaftssenator und anderen Lobbyisten
von Studiengebühren geht es dabei nicht etwa um die
finanzielle Stärkung der Hochschulen und um weit
mehr als den in der Begründung zum Gesetz ange-
gebenen “Anreiz zur Verkürzung der Studienzeiten”.
Mit der Einführung von Studiengebühren soll viel-
mehr ein von Verwertungslogik und Standortideolo-
gie bestimmtes Verständnis von Bildung und Wissen-
schaft durchgesetzt werden.

Beseitigt werden soll ein kritisches Verständnis
der gesellschaftlichen Verantwortung der Hochschu-
len, wonach deren Mitglieder im kooperativen Pro-
zeß wissenschaftlicher Tätigkeit zur Lösung gesell-
schaftlicher Probleme beitragen und dabei in der An-
eignung der Welt eigene verallgemeinerbare Interes-
sen erkennen und einen höheren Grad gemeinsamer
Handlungsfähigkeit erlangen. Beseitigt werden soll al-
so Bildung im aufklärerischen Sinne, als “Befreiung
der Menschen aus der selbstverschuldeten Unmündig-
keit” (Imanuel Kant), als Einsicht in die Bedingun-
gen gesellschaftlicher Entwicklung, um diese koopera-
tiv bewußt gestalten zu können. Statt dessen sollen
sich die Menschen der unsichtbaren Hand des Mark-
tes unterwerfen und Bildung als Qualifizierung für das
reibungslose Funktionieren in scheinbar naturgegebe-
nen Verhältnissen entgegennehmen.

Dafür fungieren Studiengebühren in besonderer
Weise. Durch die Kostenpflichtigkeit wird das Studi-
um zu einer Ware degradiert. Die Studierenden sollen
also Bildung nicht als Recht und gesellschaftliche Not-
wendigkeit für alle Menschen, sondern als Investiti-
on in die individuelle Karriere begreifen. Wissen wird
erworben zur Erhöhung des eigenen Tauschwertes.
Bildung wird somit zu etwas Äußerlichem. Entspre-
chend sollen Inhalt und Form des Studiums dann auch
nicht mehr gemeinsam von den Hochschulmitglie-
dern in den Selbstverwaltungsgremien entwickelt, son-
dern vom Angebot-Nachfrage-Prinzip bestimmt wer-
den. An die Stelle der Kooperation tritt das Kunden-
Dienstleister- Verhältnis.

Das hat durchschlagende Wirkung auf die Inhalte

der Wissenschaft: Unter dem sozialen Druck der Be-
lastung durch Studiengebühren verlangen die “Kun-
den” Studierende dem “Dienstleister” Hochschule vor
allem das ab, was unmittelbar der Karriere dienlich
sein kann. Der Karriere dienlich ist aber nur das, was
künftige Arbeitgeber in Gewinne umsetzen können.
Studieninhalte oder ganze Studiengänge, die dieses
Kriterium nicht erfüllen, sollen aus den Hochschulen
verschwinden. Auf diese Weise soll also mittels Stu-
diengebühren die Profitorientierung des Hochschul-
studiums durchgesetzt werden, zumindest nach der
Vorstellung ihrer Befürworter.

Doch wollen sich die Gebührenbefürworter die be-
reits jetzt schon schwierige soziale Lage der Studie-
renden zunutze machen. So soll alleine schon die
Ankündigung der Studiengebühren dazu führen, daß
die Studierenden, statt sich gegen die Einführung be-
gründet zur Wehr zu setzen, eiligst ihr Studium durch-
ziehen und zu Ende führen. Wer dies durchschaut
kann sich jedoch zur Wehr setzen und für die Auf-
rechterhaltung und Weiterentwicklung kritischer Wis-
senschaft und humanistischer Bildung streiten.

Bis die Studiengebühren im Sommersemester 2004
tatsächlich erhoben werden sollen ist noch ausrei-
chend Zeit, um durch vielfältigen Protest und juri-
stisches Vorgehen die Gebühren zu Fall zu bringen
und damit Vorraussetzungen für eine andere Ent-
wicklung in der Wissenschaftspolitik zu schaffen. Ju-
ristisch können wir gemeinsam zum Beispiel gegen
die Gebühren für “Nicht-Hamburger” vorgehen, da
sie zum einen gegen das Wohnortprinzip und zum
anderen gegen die im Hochschulrahmengesetz (HRG)
vorgeschriebene Gebührenfreiheit des grundständigen
Studiums verstoßen. Außerdem sind auch Klagen
beim Verfassungsgericht gegen Studiengebühren we-
gen Verletzung des Rechts auf freie Berufswahl etc.
aussichtsreich.

Dafür ist jedoch erforderlich, dass aus den Hoch-
schulen die kritische Position für eine allgemein
nützliche Wissenschaft gegen die Kommerzialisierung
durch Studiengebühren offensiv vertreten wird und
die Studierenden diese Auffassungen in Demonstra-
tionen, Veranstaltungen, Bündnistätigkeit, etc. öffent-
lich wirksam werden lassen. Bestandteil unseres Wi-
derstandes ist die Kampagne gegen Studiengebühren.
Wir rufen Alle auf, sich an der Unterschriftensamm-
lung zu beteiligen, an Infotischen, in Seminaren, bei
Freunden. Bereits jetzt liegen 2.000 Unterschriften bei
der Bürgerschaft vor. Unser Ziel: 10.000 Unterschrif-
ten!
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Wählen Sie jetzt: Demokratie oder Effizienz

“Die Kommission [...] hält es für dringend erforderlich, die internen Gremienstrukturen der Hochschu-
len sparsamer und effizienter zu gestalten”

(aus dem “Bericht der Kommission zur Strukturreform der Hamburger Hochschulen”).

Um den Hochschulen umfassende strukturelle und
inhaltliche Veränderungen aufdrängen zu können,
wurden gesetzliche (HochschulModernisierungsGe-
setz) und auch ungesetzliche Maßnahmen (Leitlini-
en für die Entwicklung der Hamburger Hochschulen)
vom Senat in die Wege geleitet.

Wem nützt die Effizienz?

Angestrebt ist die Zurichtung der gesamten Stadt
und gerade auch der Hochschullandschaft auf wirt-
schaftliche Verwertbarkeit. Laut “Leitbild: Metro-
pole Hamburg - Wachsende Stadt” des Rechtsse-
nats wird die “Akkumulation von Humankapital” zu-
nehmend zum “treibenden Faktor des wirtschaftli-
chen Wachstums”, und “Forschungs- und Bildungs-
institutionen [...] dienen dem Aufbau von Standort-
und Wettbewerbsvorteilen”1). Der Senat will Leh-
re und Forschung zur Ausbildungsstätte funktionie-
render Rädchen fürs Getriebe und zum Bereitstel-
ler von Forschungs- und Dienstleistungs-Zuarbeit ma-
chen, die am Profit ausgerichtet wird. Dieser Ausbau
der Profitmöglichkeiten soll dabei staatlich finanziert
werden. Effizienz heißt also: Maximaler Profit bei mi-
nimalem (finanziellen) Aufwand.

Gesellschaftliche Nützlichkeit und Weiterentwick-
lung können angesichts des Maßstabs der Profit-
maximierung keine Rolle spielen. So muss die Ent-
demokratisierung erzwungen werden, denn vor dem
Maßstab gesellschaftlichen Fortschritts, der das Le-
ben Aller verbessern soll, lassen sich weder in-
haltlich die schnöde Profitorientierung im Interesse
weniger begründen, noch die Maßnahmen, die die
Einzelnen dazu zwingen sollen, dieser Orientierung
nachzukommen. Die kritischen Stellungnahmen der
(teil-)demokratischen Gremien der Universität ge-
genüber dem Entwurf des HochModernG und dem
Bericht der Kommission zur Strukturreform konnten
in den Senats- und Bürgerschaftsbeschlüssen über-
haupt nicht berücksichtigt werden, ohne den gesam-
ten Plan ins Wanken zu bringen. Die praktische Anti-
Aufklärung, die in Studiengebühren, entwissenschaft-
lichten Studiengängen und der Steigerung der Kon-
kurrenz auf allen Ebenen liegen, um (nicht nur) die

Studierenden unmündig zu halten, der Abbau pro-
blemorientierten und interdisziplinären Forschens und
Lernens, sowie die marktkonforme Zurichtung der
Studien- und Forschungsinhalte und Methoden, lassen
sich auf demokratischem Wege nicht durchsetzen. So-
zialer Druck, Erpressung mit dem zugedrehten Geld-
hahn und Konkurrenz auf der Basis von politisch ver-
knappten Mitteln sollen das gesetzlich neu veranker-
te Fehlen von Demokratie stabilisieren. Übrig bleiben
soll die “Freiheit”, sich individuell und eigentätig dem
Dogma der Effizienz unterzuordnen.

Dagegen hieße die Demokratisierung der Hochschu-
len, dass Forschung und Lehre am allgemeinen Nutzen
für alle ausgerichtet werden können. Die Forschung
muss auf die Lösung gesellschaftlicher Probleme wie
Ausbeutung, Armut, Umweltzerstörung und Krieg
ausgerichtet werden. Die als kooperative Emanzipa-
tion aller ausgerichtete Lehre ist die Grundlage dafür,
gemeinsame Interessen zu erkennen, und die gemein-
samen Lebensbedingungen daraufhin zu verändern,
statt sich je individuell die Profitlogik diktieren zu las-
sen. Die Hochschulen und die in ihnen Tätigen müssen
im Interesse aller Menschen Position beziehen, und so
wissenschaftlich begründete Maßstäbe für die Politik
geltend machen. Dafür ist die demokratische Bestim-
mung von Methoden und Inhalten von Forschung und
Lehre auf eine breitest mögliche Basis zu stellen.

Erforderlich sind die Ausweitung der demokrati-
schen Gremien und ihrer Befugnisse, sowie die stärke-
re Einheit von Forschung, Lehre, Studium und Selbst-
verwaltung: Die Forschungstätigkeit muss stärker in
der Lehre berücksichtigt werden, wissenschaftliche Er-
kenntnisse müssen in der Selbstverwaltung geltend ge-
macht werden,Studien- und Forschungsinhalte lassen
sich auf demokratischem Wege nicht durchsetzen. das
Studium muss sich auf die Hochschulpolitik beziehen.
Um das Prinzip der Konkurrenz durch die erforder-
liche Kooperation zu ersetzen, müssen die Institutio-
nen staatlich bedarfsdeckend finanziert werden. Für
die soziale Öffnung der Hochschulen ist die umfas-
sende elternunabhängige Finanzierung des Studiums
erforderlich. Um dies durchzusetzen, müssen wir die
Demokratisierung soweit als möglich vorweg nehmen,
also gemeinsam bestimmen, was unser gemeinsames

1Leitbild: Metropole Hamburg - Wachsende Stadt. S. 20
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und über den Kreis der Studierenden und Lehrenden
hinaus verallgemeinerbares Anliegen ist, und danach

handeln. Jeder Einzelne hat die Wahl, sich für diese
Kooperation zu entscheiden.

HochModernUndemokratisch konkret
Die wesentlichen Schritte zum Abbau innerhochschulischer Demokratie hat der Senat im HochschulModernisie-
rungsGesetz (HochModernG) und in den Leitlinien für die Entwicklung der Hamburger Hochschulen formuliert.
Das größte demokratische und paritätischa besetzte Repräsentativorgan, der Große Senat, soll abgeschafft wer-
den. Statt dessen soll ein Hochschulrat seine und auch noch weitere Befugnisse des Akademischen Senats (das
zweite zentrale parlamentarische Gremium der Hochschulen) übernehmen. Dabei schreibt das HochModernG
einen Hochschulrat vor, der weder parlamentarisch aufgebaut sein soll, noch sollen alle Statusgruppen vertre-
ten sein: Der Hochschulrat soll fast nur mit Externen besetzt sein, also mit hochschulfernen Menschen. Bei
den Kompetenzen dieses Rates geht es um strukturelle und Richtung gebende langfristige Entscheidungen: Die
Wahl und Abwahl des Präsidenten, die Beschlussfassung über die Grundordnung (Hochschulverfassung), die
Verfügung über die Finanzplanung, die Kriterien zur Mittelvergabe und die Beratung und Beschlussfassung
über die grundsätzlichen Struktur- und Entwicklungsentscheidungen der Hochschule (z.B.: Schließung, Zusam-
menlegung oder Förderung einzelner Arbeits-, Studien-, oder Fachbereiche) sollen vom Hochschulrat getätigt
werden (§ 84).
An Stelle demokratischer Wahlen sollen Präsidenten vom Hochschulrat ausgewählt werden (§ 80), die ihrerseits
die Vizepräsidenten bestimmen (§ 82) und Dekane der Fachbereiche vorschlagen dürfen (§ 91). Die Dekane und
die ihnen zur Seite gestellten “kaufmännischen Geschäftsführer” müssten auch nicht Mitglieder der Hochschule
sein. Den jeweiligen Gremien (hier Fachbereiche, da der Hochschulsenat) bliebe lediglich erlaubt allem zuzu-
stimmen, denn bei Uneinigkeit entschiede ohnehin der Hochschulrat. So sieht das HochModernG also implizit
auch für die Fachbereiche streng hierarchische Strukturen vor.
Während das HochModernG weitreichende Kompetenzen lässt, die innere Struktur der Hochschulen zu bestim-
men, setzen die Leitlinien auch hier an. Die Leitlinien verlangen den Hochschulen damit Maßnahmen ab, die
selbst im Gegensatz zu diesem Gesetz stehen. In den Leitlinien für die Entwicklung der Hamburger Hochschu-
len ist die Zerschlagung der Hochschulen in Fakultäten/Sektionen festgeschrieben. Weitreichende Kompetenzen
bezüglich Strukturen, Mittelvergabe, Studium und Lehre uvm. sollen von den Gremien auf Fachbereichs- und
zentraler Ebene an die Sektionen gegeben werden. Doch diese sollen nicht parlamentarisch organisiert sein,
sondern quasi als Unternehmensvorstand, bestehend aus Dekan, Vizedekan und Geschäftsführer. So sollen auch
auf Sektionsebene die wesentlichen Entscheidungen nicht demokratisch bestimmt sein.
Das alles soll verkauft werden als eine Stärkung der Autonomie der Hochschulen. In den 60er und 70er Jahren
wurde unter dem Stichwort der Autonomie der Hochschulen die Ausweitung ihres kritischen Gesellschaftsbe-
zuges, und damit die teilweise Befreiung von der Verwertungslogik erkämpft. Nun soll unter Autonomie die
Erlaubnis verstanden werden, sich selbsttätig dem im Sinne der Verwertungslogik abverlangten unterzuordnen.

aParitätisch besetzt meint: Alle Statusgruppen (Studierende, Technisches- und Verwaltungspersonal, wissenschaftliche Mitar-
beiter, Professoren) sind zu gleichen Teilen vertreten.
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Studieren an der kurzen Leine:
zur geplanten Einführung des Bachelor-/Masterstudiensystems

“Bisher gehen wir davon aus, dass jemand, der das Gymnasium absolviert hat, damit nicht nur eine
Hochschulzugangsberechtigung hat, sondern ein Zeugnis der Reife. Der- oder diejenige soll eine Person
sein, die in selbständiger Verantwortung ihr Studium gestalten kann. Davon nehmen wir in Grenzen
Abschied mit dem zweistufigen Modell, in dem sehr viel mehr vorgegeben wird.”

Peter Gaehtgens, Präsident der Hochschulrektorenkonferenz, zur Begründung des Bachelor-/Master-Modells
am 12.09.03 in der Frankfurter Rundschau

Man möchte Peter Gaehtgens fast dankbar sein
für die erfrischende Ehrlichkeit, mit der er so kürz-
lich das Wesen des Bachelor-/Mastersystems erklärte
: Nicht nur, dass er die Studentinnen und Studenten
von heute für unfähig hält, ihr Studium selbst in die
Hand zu nehmen. Offensichtlich ist er mit dieser Vor-
stellung auch ganz zufrieden. Denn als Konsequenz
hieraus sollen sich die neuen Studiengänge nicht etwa
zum Ziel setzen, verstärkt Kenntnisse und Fähigkei-
ten zur selbstverantwortlichen Studien- und Lebens-
gestaltung zu vermitteln.

Im Gegenteil: Während für Gaehtgens offensicht-
lich bisher bereits alle Menschen ohne Abitur als ’un-
reif’ galten, ihre Lern- und Lebensbedingungen ei-
genständig zu gestalten, soll dies nun auch für Stu-
dentinnen und Studenten gelten. Emanzipative Bil-
dung, die Menschen eine umfassende wissenschaft-
liche Urteils- und Handlungskompetenz vermittelt,
um sie zu befähigen, gesellschaftliche Entwicklun-
gen kritisch zu hinterfragen und aktiv zu gestalten,
soll damit an den Nagel gehängt werden. Bachelor-
/Masterstudiengänge sollen Studierte hervorbringen,
die sich unkritisch vorsetzen lassen, was gut für sie
ist.

Studienreform mit der Brechstange
Auf Zwang “von Oben̈ıst jedoch nicht nur die herr-

schende Hochschulpolitik ausgerichtet - Zur Durch-
setzung der neuen Abschlüsse praktiziert sie ihn
auch gleich : Denn die vielerorts neu eingerichteten
Bachelor- und Masterstudiengänge inhaltlich offen-
sichtlich nicht überzeugen können (bundesweit ha-
ben sich nicht einmal fünf Prozent der Studentinnen
und Studenten in diese Studiengänge eingeschrieben).
Nur wenige Studienanfängerinnen und -anfänger wol-
len sich bereits vor Studienbeginn auf ein hochspe-

zialisiertes Studienfach festlegen; der Bachelor als eng
gestecktes Paukstudium entspricht kaum den Erwar-
tungen, die Studentinnen und Studenten an die Uni-
versität mitbringen - da kann auch die massive Wer-
bung bislang nichts dran ändern.

Bis 2005, so verkündete Bundesbildungsministerin
Edelgard Bulmahn im September allen studentischen
Protesten zum Trotz, soll die neue Studienstruktur
flächendeckend Wirklichkeit sein. “Von Europa ge-
hen starke Impulse für unsere Hochschulreform in
Deutschland aus”, freuen sich die Kultusministerin-
nen und Kultusminister. Faktisch aber fällt es schwer,
internationale Aspekte in der deutschen Bildungsde-
batte zu entdecken. Statt internationaler Verständi-
gung als Querschnittsthema aller Lehr- und Lernbe-
reiche soll es darum gehen, den ’Bildungsstandort’
Deutschland in der internationalen Konkurrenz zu po-
sitionieren. Mit Internationalismus hat das nichts zu
tun. Mit bürgerlich-elitären Visionen von Hochschul-
rektoren und Wissenschaftsrat aus den 60er Jahren
können die Ziele der aktuellen Strukturveränderung
zum zweistufigen Studiensystem dagegen in beein-
druckender Weise zur Deckung gebracht werden.

Zurück zu uralten Elite-Phantasien ...

Während im Vordergrund der politischen Ab-
sichtserklärungen stets die Schaffung von zusätzli-
chen Möglichkeiten individueller, interdisziplinärer
und internationaler Studienwege stand, lässt sich im-
mer schlechter verbergen, dass mit dem Bachelor-
/Mastermodell vor allem eine stärkere Selektivität des
Hochschulsystems, Wirtschaftsorientierung der Stu-
diengänge und insgesamt ein massiver Bildungsabbau
vorangetrieben werden.
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BA/MA: Studieren an der kurzen Leine

Geht es nach dem Willen der KultusministerInnen,
werden die Hochschulen künftig mehr als die Hälfte
der StudentInnen nach dem Bachelor rausschmeißen.
Gebührenfreiheit und finanzielle Absicherung durch
das BAföG sind für Masterstudiengänge (das heißt in
der Regel ab dem siebten Semester) nach wie vor in
Frage gestellt. Mindestens für die sogenannten ’nicht-
konsekutiven’ Master (hier fällt der gesamte interdis-
ziplinäre Bereich hinein) sollen die Studentinnen und
Studenten sich künftig ganz eigenverantwortlich um
ihre Finanzierung kümmern.

Hier bildet sich die traditionell-konservative Vor-
stellung ab, dass eigentlich nur ein sehr kleiner Teil
eines Altersjahrganges für ein wissenschaftliches Stu-
dium ’geeignet’ ist (vgl. S.7:Auswahlverfahren: Der
Pöbel - raus aus der Universität!). Der maßgeblich
durch studentische Proteste erkämpften sozialen Öff-
nung der Hochschulen seit den 70er Jahren wird nun
erneut die Forderung nach einer ausgeprägteren Eli-
tenbildung innerhalb der Hochschulen entgegen ge-
stellt.

... neoliberal aufgefrischt

Neu ist, dass sich
Geht es nach dem Willen
der KultusministerInnen,
werden die Hochschulen

künftig mehr als die Hälfte
der StudentInnen nach

dem Bachelor
rausschmeißen.

auch die bildungs-
politische Rechte
langsam von einer
offensiven sozialen
Selektion verab-
schiedet. Nicht aus
emanzipatorischen
Erwägungen her-

aus freilich, sondern weil diese auch aus ökonomischer
Sicht keinen Sinn macht. An ihre Stelle soll die
Selektion nach ’Leistung’ treten, das heißt: Nur wer
im Bachelorstudiengang die äußeren Erwartungen
überdurchschnittlich gut erfüllt, darf danach weiter-
machen. Ein kritisches Studium, zu dem das ständige
Hinterfragen der Lehrinhalte gehört, soll in der Uni
keinen Platz mehr haben.

Um dieses Ziel zu erreichen, kommt der Konkurrenz
unter den Studentinnen und Studenten eine Schlüssel-
funktion zu. “Form und Gegenstand des Lernens [im
Wettbewerb] bewirken notwendigerweise, Wissen zur
aktiven Gestaltung der Gesellschaft nicht zu erwerben
(das heißt unpolitisch zu sein), statt dessen aber den
gesellschaftlichen Prozeß als extern, als unbeeinfluß-
bar zu verstehen und sich ihm zu unterwerfen. [...]
Durch Wettbewerb werden auf dem freien Markt die
überlegenen Verfahren und Verhalten herausgesiebt.
Überlegen ist hierbei, was zu persönlichem Erfolg und
Wohlstand verhilft, zumindest aber das Überleben ab-
sichert. Diese Überlegenheit wird also in dieser Wei-
se als Anreiz und Vorbild erfahrbar; sie fordert zur
Nachahmung auf. Die erlernbaren Verfahren und Ver-
halten sind hierbei stets individuell, da sie sich ja bei

der Verfolgung persönlicher Ziele als erfolgreich er-
wiesen haben. Folglich können in einer solchen Ge-
sellschaft effektiv nur individuelle Überlebens- und Be-
reicherungspraktiken erlernt werden; mehr zu lernen
lassen die von den erfolgreichen Personen ausgesand-
ten Signale nicht zu.” 1. Gelernt werden soll nicht,
gemeinsam und solidarisch gesellschaftliche Verände-
rung zu gestalten, sondern individuell das eigene ’Hu-
mankapital’ zu veredeln und anschließend erfolgreich
auf dem Arbeitsmarkt feilzubieten.

Unter dem Schlagwort ’Praxisorientierung’ soll das
Studium umfassend auf die unmittelbaren Verwer-
tungsanforderungen des Arbeitsmarktes ausgerichtet
werden. Dem Bachelorstudiengang soll eine “berufs-
qualifizierende” Ausrichtung “im Sinne eines Stu-
dium generale mit Elementen der Persönlichkeits-
entwicklung” (Bericht der sogenannten Experten-
bzw. Dohnanyi-Kommission, Januar 2003) zugrun-
de liegen, wobei gerade genug “Schlüsselqualifikatio-
nen” vermittelt werden, um den schnellen Einstieg
in den Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Hiervon völlig
unabhängige Masterstudiengänge sollen eine flexible
Anpassung an die Bedürfnisse späterer Arbeitgeber
ermöglichen, die Verantwortung hierfür wird unter
dem Etikett ’Life Long Learning’ auf die Einzelnen
abgewälzt.

Die Befähigung
Die Befähigung zum

lebenslangen Lernen steht
aber in direkter Relation
zum wissenschaftlichen

Niveau der
Erstausbildung, welche in
dieser Qualität daher nicht

weniger, sondern mehr
Menschen als bisher
zugänglich sein muss.

zum lebenslan-
gen Lernen steht
aber in direkter
Relation zum
wissenschaftlichen
Niveau der Erst-
ausbildung, welche
in dieser Qua-
lität daher nicht
weniger, sondern
mehr Menschen als
bisher zugänglich sein muss.

Dem Rechtssenat Paroli bieten!

Nicht zuletzt der Hamburger Senat macht Druck
auf eine konsequent restriktive Gestaltung der neu-
en Studiengänge. Auf Bundesebene wirkt Wissen-
schaftssenator Jörg Dräger offensiv für Zugangsbe-
schränkungen, Studiengebühren und die Abschaffung
des BAföG. Gleichzeitig hat es in Hamburg vehe-
menten Protest gegen die Einführung des Bachelor-
/Mastermodells gegeben. Als Kompromiss wurde auf
Uniebene das ’Hamburger Modell’ entwickelt, welches
es den Studentinnen und Studenten ermöglicht, den
Bachelor als Querein- oder ausstieg innerhalb von
Diplom- und Magisterstudiengängen zu nutzen - oh-
ne Gefahr, nach dem Bachelor aufgrund von Quoten,
Studiengebühren oder gestrichener Ausbildungsförde-
rung unfreiwillig die Hochschule zu verlassen.

1H. Schui, R. Ptak, S. Blankenburg, G. Bachmann, D. Kot-
zur: Wollt ihr den totalen Markt? Der Neoliberalismus und die
extreme Rechte, München 1997, S. 63
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Dieses Modell gerät unter anderem in den aktuellen
Verhandlungen über ”Ziel- und Leistungsvereinbarun-
gen” zwischen Universität und Senat zunehmend un-
ter Druck. Das neue Uni-Präsidium hat daraufhin an-
geregt, eine neue Rahmenordnung für die Einführung
von Bachelor- und Masterstudiengängen zu beschlie-
ßen. Im Ausschuss für Lehre und Studium (ALSt) der
Uni konnte dagegen durchgesetzt werden, dass es zu
diesem Thema keinen Schnellschuss ’von oben’ gibt,
sondern zu Beginn des Semesters eine öffentliche Stu-
dienreformkonferenz der Universität stattfinden wird,
an deren Vorbereitung sich auch die FSRK beteiligt.
Sorgen wir dafür, dass dort unsere Maßstäbe für Stu-
dienreform zu Geltung kommen, wie sie in der Grund-
ordnung (Eine Art ’Verfassung’) der Universität ge-
fasst sind:

“Freiheit und Kooperation in der Erarbeitung und
Aneignung von Wissen sollen Grundlage der Studi-
enreform sein. Die Durchlässigkeit, Sozialverträglich-
keit, Transparenz und gesellschaftliche Verantwortung
sind Grundsätze der Gestaltung von Studiengängen.
Studiengebühren verstärken die soziale Benachteili-
gung beim Hochschulzugang und drängen allgemein
bildende Anteile im Studium zurück.”

Grundordnung der Universität Hamburg,

beschlossen vom Großen Senat am 30.01.03
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Die Fachschaftsrätekonferenz

Die Fachschaftsrätekonferenz (FSRK) ist die uni-
weite gemeinsame Vertretung der Fachschaftsräte
(FSRe) der Uni. Die FSRe sind Gremien zur Vertre-
tung der Interessen der Studierenden eines Studien-
gangs. In der FSRK diskutieren die FSRe gemeinsam
die Probleme, mit denen sie jeweils an ihren Fach-
bereichen befasst sind, da diese meist dieselben Ursa-
chen haben. So kann sowohl für die gesamtuniversitäre
Auseinadersetzung als auch für das jeweilige Agieren
am Fachbereich gemeinsame Handlungsfähigkeit ent-
wickelt werden. Dabei wirkt die FSRK für ein kriti-
sches Verständnis von Bildung und Wissenschaft, die
sich an der Verbesserung der Lebensbedingungen aller
Menschen orientieren: humane, gesellschaftlich nützli-
che Arbeit, soziale Absicherung, kulturelle Entfaltung
und ein Leben in Frieden für alle Menschen.

Der Rechtssenat in Hamburg hingegen betreibt
neoliberale Standortpolitik, wonach alle Lebensberei-
che der Profitmaximierung unterworfen werden sollen.
Nicht kooperative und kritische Aneignung der Welt
soll der Maßstab menschlichen Handelns sein, son-
dern die individuelle Durchsetzung zum vermeintlich
eigenen Vorteil. So wird auch in den Hochschulen die
Konkurrenz durch Zulassungsbeschränkung, Studien-
gebühren, finanzielle Knappheit, Abbau der Anzahl
von Seminaren und Androhung der Exmatrikulation
bei ,ungebührlichem Betragen’ verschärft. Jeder soll
alleine sehen, wie er da durch kommt.

Gegen diese Entsolidarisierung setzt sich die FSRK
gemeinsam und solidarisch mit anderen an der Uni
Tätigen - Studierende, Angestellte und Lehrende -

für kritische Wissenschaft und eine Demokratisierung
der Hochschulen ein. Deshalb war die FSRK in den
letzten Semestern aktiv in der Bewegung gegen den
Rechtssenat und seine Verwertungsorientierung. So
initiierte die FSRK im letzten Semester eine Unter-
schriftensammlung gegen Studiengebühren, die nun
mit schon über 2.000 Unterschriften als Petition an
die Bürgerschaft weitergereicht wurde. Die FSRK or-
ganisiert regelmäßig Veranstaltungen zu hochschulpo-
litischen Themen, führt Seminare für OE-TutorInnen
und GremienvertreterInnen durch und beteiligt sich
natürlich auch sonst an den hochschulpolitischen Ak-
tivitäten. Um den Widerstand der Universität wei-
ter zu verstärken kann sich jedeR in seinem /ihrem
FSR engagieren sowie zur FSRK (auch ohne Mitglied-
schaft in einem FSR) kommen, die sich jeden zwei-
ten Dienstag um 18 Uhr trifft (wo erfahrt Ihr unter
www.fsrk.de.tf oder am FSRK-Brett im AStA).

Da die Profit- und Verwertungsideologie aber nicht
nur an den Hochschulen, sondern in der ganzen Ge-
sellschaft weiter verschärft werden soll, ist die FSRK
auch in Bündnissen außerhalb der Universität aktiv.
Zusammen mit fortschrittlichen Kräften in Gewerk-
schaften, Parteien, Verbänden, der Friedensbewegung
sowie anderen wollen wir in den nächsten Semestern
dem Rechtssenat verstärkt entgegentreten und dafür
wirken, dass seine Entsolidarisierungspolitik, das Aus-
spielen des einen gesellschaftlichen Bereichs gegen den
anderen, nicht gelingt und seine inhumane Politik
scheitert.
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